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A. PRÜFUNGSAUFTRAG

In der Gesellschafterversammlung am 21. Juni 2023 der

Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf,
- im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" genannt -

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2023 gewählt. Aufgrund dieses Be-
schlusses erteilte uns die Geschäftsführung den Auftrag, den Jahresabschluss der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung
sowie den Lagebericht für dieses Geschäftsjahr gemäß §§ 316 ff. HGB zu prüfen.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine kleine Personenhandelsgesellschaft im Sinne
des § 267 HGB i.V.m. §264a HGB. Die Gesellschaft ist daher nicht gemäß
§ 316 Abs. 1 HGB prüfungspflichtig. Die Prüfung erfolgt auf freiwilliger Basis unter Berück-
sichtigung aller Grundsätze, die für eine Pflichtprüfung gelten.

Im Rahmen der Abschlussprüfung haben wir nach § 6b Abs. 5 EnWG auch die Einhaltung
der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG geprüft. Darüber hinaus wurden wir beauftragt, die
Ordnungsmäßigkeit nach § 53 HGrG zu prüfen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-
wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Der vorliegende Prüfungsbericht wurde von uns nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger
Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.,
Düsseldorf, (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstellt und ist an das geprüfte Unternehmen
gerichtet.

Für die Durchführung unseres Auftrags und unsere Verantwortlichkeiten sind, auch im Ver-
hältnis zu Dritten, die diesem Bericht als Anlage 5 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedin-
gungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften i. d. F. vom 1. Ja-
nuar 2024 maßgebend.
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

Lage des Unternehmens

1. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Aus dem von der Geschäftsführung aufgestellten Jahresabschluss und Lagebericht für das
Geschäftsjahr 2023 heben wir zur Beurteilung der Lage der Gesellschaft folgende Aspekte
hervor, die unseres Erachtens von besonderer Bedeutung sind:

Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf:

 Die Gesellschaft hält die Stromverteilungsanlagen, die sie an die Netze BW GmbH
verpachtet.

 Der Umsatz 2023 wurde ausschließlich aus dem Pachtentgelt (TEUR 1.480;
Vj. TEUR 1.368) und Auflösung von Baukostenzuschüssen (TEUR 310;
Vj. TEUR 307) erzielt.

 Das Ergebnis nach Steuern liegt mit TEUR 490 (Vj. EUR 456) über den Erwartungen
des Wirtschaftsplans und der Grund dafür sind im Wesentlichen geringere Abschrei-
bungen und geringere Zinsen.

 Die Investitionen in die Verteilungsanlagen summierten sich im Jahr 2023 auf
TEUR 1.874 (Vj. TEUR 1.929).

 Bei der Bilanzsumme in Höhe von TEUR 22.175 (Vj. TEUR 21.225) liegt die Eigen-
kapitalquote der Gesellschaft bei 36,2 % (Vj. 35,5 %). Der Anteil des Anlagever-
mögens an der Bilanzsumme beläuft sich mit TEUR 21.631 (Vj. TEUR 20.138) auf
97,6% (Vj. 94,9 %).

 Die Geschäftsführung der Seeallianz KG beurteilt die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens als noch gut. Die Auswirkungen der Kriegshandlungen auf dem Gebiet
der Ukraine und der damit verbundenen Krise waren indes deutlich spürbar. Alle
anfallenden Zahlungsverpflichtungen der Seeallianz KG konnten jederzeit termin-
gerecht erfüllt werden. Angesichts des Geschäftsmodells sind die Erträge und Auf-
wendungen relativ sicher und planbar.

Zukünftige Entwicklung mit ihren Chancen und Risiken:

 Die Ertragskraft der Seeallianz KG wird wesentlich von der Höhe der Pachtentgelte
bestimmt. Deren Höhe richtet sich nach dem Pachtvertrag mit der Netzte BW GmbH
und ist auf Basis des maßgeblichen Basisjahrs jeweils für die Dauer einer Regulie-
rungsperiode fix vereinbart.

 Aufgrund von umfangreichen Sanierungs-, Erneuerungs- und Neubaumaßnahmen
sind in den kommenden Jahren deutlich höhere Investitionen in das Stromnetz als
in den Vorjahren geplant. Die geplanten Investitionen können durch Eigenmittel
sowie über Darlehen gedeckt werden. Die Gesellschafterversammlung hat als
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Investitionshöhe 2,6 Mio. € anvisiert. Die Aussichten auf die folgenden Jahre sind
weiterhin hauptsächlich durch die Senkung der Zinssätze zur Eigenkapitalverzin-
sung geprägt.

 Für 2024 erwartet die Seeallianz KG auf Grund der geänderten Rahmenbedingun-
gen der 4. Regulierungsperiode eine Reduzierung des Jahresergebnisses. Neben
den geringeren Umsatzerlösen ergeben sich höhere Kosten für die Refinanzierung
mit Fremdkapital. Für den Ausbau und den Betrieb der Netze ist eine stabile und
kapitalmarktgerechte Verzinsung des eingesetzten Kapitals unverzichtbar. Aller-
dings steht für die 4. Regulierungsperiode ein drastisches Absinken des Zinssatzes
an. Vor diesem Hintergrund sieht die Geschäftsführung auch Handlungsbedarf.

Aufgrund der uns vorgelegten Unterlagen halten wir die Darstellung und Beurteilung der
Lage des Unternehmens, seines Fortbestands und seiner voraussichtlichen Entwicklung
einschließlich der Beurteilung der wesentlichen Chancen und Risiken durch die Geschäfts-
führung im Jahresabschluss und Lagebericht für plausibel und folgerichtig abgeleitet.

2. Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen

Die bevorstehende 4. Regulierungsperiode stellt eine Herausforderung für Versorgungs-
netzbetreiber dar, da sie mit einem deutlichen Rückgang der Eigenkapitalzinsen und gleich-
zeitig erheblich gestiegenen Refinanzierungskosten am Kapitalmarkt konfrontiert werden.
Diese Entwicklungen haben direkte Auswirkungen auf die finanzielle Stabilität und Renta-
bilität der Netzbetreiber. Um dieser negativen Tendenz entgegenzuwirken, hat der Auf-
sichtsrat der Berichtsgesellschaft beschlossen, ein Investitionsbudget festzulegen, das den
finanziellen Kapazitäten und der Verfügbarkeit von Fremdkapital entspricht. Im Ergebnis
werden sich die Betriebsergebnisse 2024 und 2025 reduzieren, aber noch positiv sein. In
den Jahren 2026 – 2028 rechnet die Geschäftsführung bestenfalls mit ausgeglichenen Er-
gebnissen.
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

I. Gegenstand der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung und der aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang bestehende nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und der ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags aufgestellte Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2023 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023.

Die Verantwortung für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten internen Kontrollen
und die uns gegenüber gemachten Angaben tragen die gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe war es, die vorgelegten Unterlagen unter Einbeziehung der Buch-
führung und die gemachten Angaben im Rahmen einer pflichtgemäßen Prüfung zu beur-
teilen.

Unsere Prüfung war darauf ausgerichtet, uns ein Urteil darüber zu bilden, ob die für die
Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und der ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags beachtet worden sind.

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei
unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, den gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gesellschaft
vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dargestellt sind.

Auftragsgemäß wurde auch die Einhaltung des § 53 HGrG und den hierzu mit dem IDW
nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veröffentlichten Prüfungsstan-
dard "Fragenkatalog zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen
Verhältnisse nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet.

Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf erstreckt, ob der Fortbe-
stand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-
schäftsführung zugesichert werden kann.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den
Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergeben. Berufsüblich weisen
wir darauf hin, dass die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B.
Untreuehandlungen oder Unterschlagungen, und außerhalb der Rechnungslegung began-
gener Ordnungswidrigkeiten nicht Gegenstand unseres Auftrags waren.
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II. Art und Umfang der Prüfung

Bei der Durchführung unserer Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und
die IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beach-
tet. Danach haben wir unsere Prüfung so angelegt, dass wir Irrtümer und dolose Handlun-
gen (Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften), die sich auf die Darstellung eines den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage im Sinne der Rechnungslegungsvorschriften wesentlich auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkennen konnten.

Prüfungsstrategie

Grundlage für unsere Prüfung bildete unser risikoorientierter Prüfungsansatz.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir das Risiko von wesent-
lichen falschen Darstellungen in der Rechnungslegung aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern beurteilt. Die Beurteilung dieser Risiken basierte zunächst auf unserem
Verständnis von dem Unternehmen und dessen Umfeld sowie von dem rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems der Gesellschaft.

Darauf aufbauend haben wir unsere Prüfungsstrategie entwickelt und ein prüffeldbezoge-
nes risikoorientiertes Prüfungsprogramm abgeleitet, das auf der Grundlage der festgestell-
ten Risiken wesentlicher falscher Darstellungen auf Abschluss- und Aussageebene unter
Einbeziehung der Beurteilung der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen
Kontrollsystems der Gesellschaft die Prüfungsschwerpunkte, Art und Umfang der Prüfungs-
handlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festlegt.
Hierbei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit beachtet.

Prüfungsschwerpunkte und Prüfungsdurchführung

Auf Basis des risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir die folgenden Schwerpunkte
abgeleitet:

 Prüfung des Anlagevermögens
 Umsatzrealisierung

Unsere Prüfungshandlungen zur Einholung von Prüfungsnachweisen umfassten analytische
Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen. Sie erfolgten auf Basis von Auswahlverfah-
ren durch bewusste Auswahl.

Ausgehend von den Erkenntnissen dieser eingeschränkten Prüfung des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems umfassten die durchgeführten Prüfungshandlungen
zur Erlangung der Prüfungssicherheit analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprü-
fungen (aussagebezogene Prüfungshandlungen).
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Im Rahmen der Einzelfallprüfungen haben wir u. a. Handelsregisterauszüge, Dienstleis-
tungsverträge, Darlehensverträge, Ein- und Ausgangsrechnungen eingesehen.

Zur Prüfung der vollständigen Erfassung der geschäftlichen Beziehung mit Kreditinstituten
(Guthaben bei/Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten) haben wir zum
31. Dezember 2023 lückenlos Bankbestätigungen eingeholt. Versand und Rücklauf standen
dabei unter unserer Kontrolle.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022.

Art, Umfang und Ergebnis der von uns im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen
haben wir in unseren Arbeitspapieren festgehalten.

Die von uns für die Durchführung der Prüfung verlangten Aufklärungen und Nachweise
wurden uns von der Geschäftsführung sowie von den von ihr benannten Auskunftsperso-
nen erteilt. Die Geschäftsführung hat uns die Vollständigkeit dieser Aufklärungen und
Nachweise sowie der Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichts schriftlich
bestätigt.

Unsere Prüfung haben wir im April-Mai 2024 in unseren Geschäftsräumen durchgeführt.
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Buchführung und das Belegwesen entsprechen nach unseren Feststellungen in allen
wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung.

Die aus weiteren geprüften Unterlagen (z. B. aus Planungsrechnungen oder Verträgen)
entnommenen Informationen wurden in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht abgebildet.

Bei unserer Prüfung haben wir keine Feststellungen getroffen, die dagegensprechen, dass
die von der Gesellschaft getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen ge-
eignet sind, die Sicherheit der rechnungslegungsbezogenen Daten und IT-Systeme zu ge-
währleisten.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unseren Feststellungen
grundsätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Doku-
mentation und Sicherung des Buchungsstoffes zu gewährleisten.

2. Jahresabschluss

Die Gesellschaft erfüllt die Größenmerkmale einer kleinen Personenhandelsgesellschaft im
Sinne von § 264a HGb i.V.m. § 267a HGB.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang, entspricht in allen wesentlichen Belangen den für die Rechnungs-
legung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich den Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung sowie den rechtsformspezifischen Vorschriften.

Daneben wurden ergänzend folgende Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags beachtet:

 Die Gesellschaft hat unabhängig von der gesetzlichen Einordnung nach den Vor-
schriften für große Kapitalgesellschaften Rechnung zu legen.

Die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgemäß aus der Buchführung
und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen
Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen beachtet.

Der Anhang ist klar und übersichtlich. Die Angaben im Anhang sind in allen wesentlichen
Belangen vollständig und zutreffend.
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Unter Bezugnahme auf § 286 HGB haben die gesetzlichen Vertreter auf die folgende An-
hangangabe verzichtet:

 Gesamtbezüge der Geschäftsführer etc. (§ 285 Nr. 9 Buchstabe a und/oder b HGB)

Die Inanspruchnahme der jeweiligen Schutzklausel ist zu Recht erfolgt.

3. Lagebericht

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften.

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB ist auf wesentliche Bewertungsgrundlagen, den Einfluss von
Änderungen in den Bewertungsgrundlagen einschließlich der Ausübung von Bilanzierungs-
und Bewertungswahlrechten und der Ausnutzung von Ermessensentscheidungen sowie auf
sachverhaltsgestaltende Maßnahmen einzugehen, die wir nachfolgend, soweit erforderlich,
in Ergänzung zum Anhang darstellen.

1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Der Grundsatz der Bilanzierungs- und Bewertungsstetigkeit wurde eingehalten. Im
Übrigen verweisen wir auf die Angaben im Anhang.

2. Zusammenfassende Feststellung zur Gesamtaussage

Nach unserer Beurteilung vermittelt der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 insge-
samt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft.
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E. FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGS

Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und
2 HGrG und den hierzu erlassenen Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS
720) beachtet.

Wir haben geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt
und in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften, den Satzungsbestimmungen
und der Geschäftsordnung für die Geschäftsleitung geführt worden sind.

Unsere Prüfung hat keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die
Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von wesentlicher Bedeutung
sind. Wir verweisen auf die Antworten im Rahmen des Fragenkatalogs in der Anlage 4
dieses Berichtes.
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F. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem als Anlagen 1 beigefügten Jahresab-
schluss und dem als Anlage 2 beigefügten Lagebericht der Seeallianz GmbH & Co. KG,
Markdorf, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 den
nachstehenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk mit Datum vom 14. Mai 2024 er-
teilt:

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf, – bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Lagebericht der Seeallianz GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der
Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt
hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts"
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und
den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses,
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen,
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-
urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen
Handlungen oder Irrtümern, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-
stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümer, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als Risiko, dass
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt werden,
da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-
ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrol-
len beinhalten können.

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.
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 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-
tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten An-
gaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während un-
serer Prüfung feststellen.“
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Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Seeallianz GmbH &
Co. KG, Markdorf, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 und
den Lagebericht für dieses Geschäftsjahr erstatten wir in Übereinstimmung mit den ge-
setzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsbe-
richten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)).

Stuttgart, den 14. Mai 2024

1 BANSBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

(Storz)
Wirtschaftsprüfer

(Neumann)
Wirtschaftsprüfer

Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in
einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in
andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser
Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbe-
sondere auf § 328 HGB hin.
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf, – bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Lagebericht der Seeallianz GmbH & Co. KG, Markdorf für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der
Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt
hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts"
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und
den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses,
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen,
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-
urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen
Handlungen oder Irrtümern, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-
stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümer, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als Risiko, dass
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt werden,
da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-
ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrol-
len beinhalten können.

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-
tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige
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Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten An-
gaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während un-
serer Prüfung feststellen.

Stuttgart, den 14. Mai 2024

1 BANSBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

(Storz)
Wirtschaftsprüfer

(Neumann)
Wirtschaftsprüfer
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FRAGENKATALOG
ZUR PRÜFUNG NACH § 53 HGRG

I. Vorbemerkung

Aufgrund der Vorgaben des Gesellschaftsvertrages in Verbindung mit § 53 Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) hat die Geschäftsführung der Seeallianz GmbH & Co. KG,
Markdorf, (im Folgenden Gesellschaft) den Abschlussprüfer mit einer Erweiterung der Ab-
schlussprüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) beauftragt. Hierzu sind im
Rahmen der Jahresabschlussprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung
zu prüfen sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse darzustellen. Dies gilt auch für die Prü-
fung kommunaler Unternehmen und Einrichtungen nach den jeweiligen landesrechtlichen
Vorschriften.

Grundlage für die HGrG-Prüfung ist der IDW Prüfungsstandard "Berichterstattung über
die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720)" in der unveränder-
ten Fassung vom 9. September 2010.

II. Fragenkatalog des IDW Prüfungsstandards: "Berichterstattung über die
Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720)"

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie
individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a. Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts-
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Rege-
lungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Die Organe der Gesellschaft sind die Gesellschaftsversammlung, der Aufsichtsrat und die
Geschäftsführung. Es gibt weder eine Geschäftsordnung, noch einen Geschäftsvertei-
lungsplan oder schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die
Geschäftsführung.

Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Für die Geschäftsführung gilt neben dem Ge-
setz der aktuelle Gesellschaftsvertrag. Im Gesellschaftsvertrag werden die Zuständigkei-
ten der Geschäftsführung und die zustimmungspflichtigen Geschäfte geregelt.

Die obigen Regelungen entsprechend aufgrund der Größe des Unternehmens und dem
Geschäftsmodell den Bedürfnissen des Unternehmens.
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b. Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und
wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Im Berichtsjahr fanden zwei Aufsichtsratssitzungen statt (21. Juni 2023, 11. November
2023). Es wurden Niederschriften erstellt.

c. In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Herr Kling ist der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende der Stadtwerke Schramberg
GmbH & Co. KG und der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende der Stromversorgung
Sulz a. N. GmbH. Herr Lissner ist in keinen der Aufsichtsräten oder anderen Kontrollgre-
mien tätig.

d. Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Geschäftsleitung erhielt im Geschäftsjahr keine Vergütung.

Die Aufsichtsräte erhielten eine pauschale Vergütung je Sitzungstag. Die Gesamtvergü-
tung ist im Anhang des Jahresabschlusses aufgeführt.

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a. Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Mit der Verpachtung von Vermögen ist das Geschäftsmodell der Gesellschaft einfach.
Kaufmännische Dienste werden extern geleistet. Ein Organisationsplan ist somit nicht er-
forderlich.

Die Organisation entspricht damit den Bedürfnissen der Gesellschaft.

b. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird?

Siehe Frage a)
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c. Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-
kumentiert?

Korruption ist jeder Missbrauch einer Funktion zugunsten eines anderen auf dessen Ver-
anlassung oder aus Eigeninitiative zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen Drit-
ten.

Es existiert ein Vier-Augen-Prinzip zwischen den beiden Geschäftsführern. Ansonsten gibt
es keine weiteren Vorkehrungen.

Die Angemessenheit oder Wirksamkeit der eingerichteten Maßnahmen war nicht Gegen-
stand unseres Prüfungsauftrages.

d. Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
diese nicht eingehalten werden?

Es gelten die Vorgaben des Gesellschaftsvertrages und die Beschlussfassungen der Ge-
sellschafterversammlungen. Innerhalb dieser Vorgaben hat die Gesellschaft die EnBW
Kommunale Beteiligungen GmbH, Stuttgart, mit der Erbringung von kaufmännischen
Dienstleistungen beauftragt. Das Stromversorgungsnetz wurde innerhalb dieser Vorga-
ben an die Netze BW GmbH, Stuttgart, langfristig verpachtet. In diesem Vertrag sind die
Regularien bezüglich der Instandhaltung sowie Investitionen in den Pachtgegenstand
festgelegt.

Es haben sich keine Anhaltspunkte für eine Nichteinhaltung der oben genannten Vorga-
ben ergeben.

e. Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?

Ja. Die Dokumentation von Verträgen wird ordnungsgemäß durch die EnBW Kommunale
Beteiligungen GmbH, Stuttgart, und der Netze BW GmbH, Stuttgart, im Rahmen der be-
stehenden Verträge vorgenommen.
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Con-
trolling

a. Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-
jekten - den Bedürfnissen des Unternehmens?

Die Gesellschaft erstellt einen jährlichen Wirtschaftsplan für das jeweilige Folgejahr und
darüber hinaus, der dem Aufsichtsrat zur Genehmigung vorgelegt wird. Dieser Wirt-
schaftsplan entspricht den Bedürfnissen der Gesellschaft und den Anforderungen des Ge-
sellschaftsvertrages.

b. Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden systematisch untersucht und im Rahmen der Aufsichtsratssit-
zungen diskutiert und Gegenmaßnahmen abgestimmt.

c. Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Die Finanz- und Anlagenbuchhaltung wird von den Mitarbeitern des kaufmännischen
Dienstleisters durchgeführt. Die Kostenrechnung erfolgt ebenfalls durch den Dienstleister.
Das Rechnungswesen und die Kostenrechnung entsprechen der Größe und den besonde-
ren Anforderungen des Unternehmens.

d. Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liqui-
ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Das Finanzmanagement fußt auf den Daten der Buchhaltung. Auf dieser Basis erfolgen
eine Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung auf manueller Basis. Eine laufende
Kontrolle ist vor dem Hintergrund der Größe und dem Geschäftsmodell der Gesellschaft
gegeben.

e. Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-
gehalten worden sind?

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht.
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f. Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-
den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forde-
rungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Die Umsatzerlöse werden ausschließlich durch Netzverpachtungsentgelte erzielt. Ein
Mahnwesen ist nicht erforderlich.

g. Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?

Das Controlling entspricht den Anforderungen des Unternehmens. Es besteht keine eige-
ne Controlling-Abteilung. Die Controlling-Aufgaben werden durch den kaufmännischen
Dienstleister erledigt.

h. Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche
Beteiligung besteht?

Die Gesellschaft hält nur die Anteile an der eigenen Komplementär-GmbH (sog. Einheits-
gesellschaft). Eine Steuerung und/oder Überwachung der Gesellschaft ist über die Erfas-
sung in der Finanzbuchhaltung hinaus nicht erforderlich.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a. Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig
erkannt werden können?

Ein Risikofrüherkennungssystem existiert nicht. Die Geschäftsführung hat hingegen im
Rahmen des Wirtschaftsplans entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende
Tatsachen gegenüber dem Aufsichtsrat dargestellt und die Einleitung geeigneter Maß-
nahmen verabredet.

b. Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die vorgenannten Maßnahmen sind ausreichend und geeignet ihren Zweck zu erfüllen.

c. Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Siehe Frage a) zu diesem Fragekreis.
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d. Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst?

Siehe Frage a) zu diesem Fragekreis.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Deri-
vate

Es kommen keine Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
zum Einsatz. Die Bearbeitung des Fragenkreises erübrigt sich daher.

Fragenkreis 6: Interne Revision

Es gibt keine Interne Revision bei der Gesellschaft. Aufgrund der Art und des Umfangs
der Geschäftstätigkeit kann hierauf verzichtet werden.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Ge-
setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bin-
denden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht
eingeholt worden ist?

Nein.

b. Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Es gibt keine Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans.

c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Nein.

d. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Nein.
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a. Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-
materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Ja.

Investitionen werden grundsätzlich von der Pächterin in den jährlichen Investitionsplan
als Teil des Wirtschaftsplans eingearbeitet. Die Investitionen werden ggf. um ergänzende
Vorgaben der Verpächterin erweitert und innerhalb dieses genehmigten Rahmens im
Namen und für Rechnung der Verpächterin durchgeführt. Der Investitionsplan wird unter
Beachtung der einschlägigen Rechtsverordnungen und des EnWG aufgestellt. Die Be-
schlussfassung über den Wirtschaftsplan erfolgt durch den Aufsichtsrat.

b. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Prei-
ses zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-
teiligungen)?

Nein.

c. Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Der Abgleich mit den Investitionsplänen erfolgt unterjährig und zum Ende des Geschäfts-
jahres. Die Gesellschaft wird durch ihren kaufmännischen Dienstleister unterstützt.

d. Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Nein.

e. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Nein.
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a. Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Nein.

Die Gesellschaft führt selbst keine Investitionen durch. Es kann daher zu keinen Verstö-
ßen kommen.

b. Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurren-
zangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Ja. Es findet eine laufende Überprüfung der Preise und Angebote statt.

Die Darlehensaufnahme entspricht ebenfalls den marktüblichen Konditionen.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a. Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Ja. In den Aufsichtsratssitzungen erfolgt die Berichterstattung.

Bei außerplanmäßigen Themenpunkten wird der Aufsichtsrat zusätzlich schriftlich und
mündlich informiert.

b. Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Ja.

c. Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Über sämtlichen wesentlichen Vorgängen wurde angemessen und zeitnah unterrichtet.

Darüber hinaus lagen keine insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder
wesentliche Unterlassungen vor.
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d. Zu welchen Themen hat die Geschäftsleitung dem Überwachungsorgan auf dessen
besonderen Wunsch berichtet?

Besondere Wünsche wurden im Geschäftsjahr nicht geäußert.

e. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach den un-
ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Anhaltspunkte festgestellt.

f. Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsor-
gan erörtert?

Es besteht eine D&O-Versicherung. Die Versicherungssumme für Vermögensschäden be-
trägt EUR 0,75 Mio. Ein Selbstbehalt ist nicht vorgesehen. Versicherte Personen sind die
Geschäftsführer und die Aufsichtsräte.

g. Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fengelegt worden?

Bisher liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a. Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Die Gesellschaften verfügen nach unseren Feststellungen über kein derartiges Vermögen.

b. Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir derartige Bestände nicht festgestellt.

c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.
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Fragenkreis 12: Finanzierung

a. Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden?

Die Gesellschaft hat eine Eigenkapitalquote zum Bilanzstichtag von circa 36,2 %. Dane-
ben besteht im Wesentlichen eine langfristige Bankfinanzierung von EUR 8.400.000. Auf
die Finanzierung wesentlicher Investitionsverpflichtungen wird im Wirtschaftsplan einge-
gangen.

Die Finanzierungsstruktur ist angemessen.

b. Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Es besteht keine Pflicht einen Konzern für die Gesellschaft auszustellen. Die Bearbeitung
des Fragenkreises erübrigt sich daher.

c. In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-
rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet
wurden?

Die Gesellschaft hat keine öffentlichen Finanz- oder Fördermittel erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung.

a. Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung?

Die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft ist angemessen. Es bestehen keine Finan-
zierungsprobleme.

b. Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Ja. Über die Verwendung des Jahresergebnisses 2023 wird die Gesellschafterversamm-
lung erst im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses 2023 im Jahr 2024 ent-
scheiden. Eine Vollausschüttung wäre mit der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft ver-
einbar.
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Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a. Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens nach Segmenten zusam-
men?

Die Gesellschaft verpachtet nur ein Stromverteilungsnetz. Das gesamte Betriebsergebnis
setzt sich aus dem Überschuss dieser Verpachtung zusammen.

b. Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Nein.

c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Nein.

d. Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Geschäftstätigkeit und Gesellschaft unterliegen keinen Konzessionsabgaben.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

Es gab im Geschäftsjahr keine einzelnen verlustbringenden Geschäfte.

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbes-
serung der Ertragslage

Im Jahr 2023 wurde ein Jahresüberschuss erzielt. Die Bearbeitung des Fragenkreises er-
übrigt sich daher.
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